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rung dieser Entwicklung im Jahre 1993. Bei einem Ge­

samtanstieg des Außenhandels um 18,2% entstand auf­

grund des weitaus schnelleren Importwachstums von 

29% (103,95 Mrd.USS) gegenüber der Wachstumsrate 

der Exporte von lediglich 8% (91,77 Mrd.USS) ein nega­

tiver Saldo von 12,18 Mrd.USS. Die herausragende Be­

deutung der Auslandsunternehmen nahm 1993 mit einem 

Anstieg der Exporte um 45,4% (25,24 Mrd. US$) und der 

Importe um 58,6% (41,83 Mrd.USS) weiter zu. Der An­

teil der Auslandsunternehmen am Export erhöhte sich 

auf 27,5% und der Importe auf 40,2%. Für das Handels­

bilanzdefizit 1993 werden eine Reihe von Gründen ver­

antwortlich gemacht. So absorbierte die boomende Bin­

nenwirtschaft einen Teil der für den Export bestimmten 

Produkte, während die Knappheiten bei Rohstoffen so­

wie die starke Nachfrage nach Maschinen und Elektronik 

zum Importsog beitrugen. Für 1994 wird mit einem Au­

ßenhandelsvolumen von rd. 200 Mrd.USS, bei Exporten 

von rd. 100 Mrd.USS gerechnet.

Die Reformen im Außenhandel wurden mit Blick auf 

den erwarteten GATT-Beitritt weiter fortgesetzt und das 

Wechselkurssystem ab Anfang 1994 einen weiteren 

Schritt in Richtung Konvertibilität mit der Abschaffung 

der FEC-Sonderwährung (Foreign Exchange Certifica- 

tes) und Zusammenfassung der unterschiedlichen 

Wechselkurse gebracht. Die rasche Zunahme der Aus­

landsinvestitionen zeigte den weiterhin ungebrochenen 

Optimismus in die mittel- und langfristigen Entwick­

lungschancen der chinesischen Wirtschaft. Nachdem 1992 

die vertraglich zugesagten ausländischen Direktinvesti­

tionen 58,1 Mrd.USS und die realisierten 11 Mrd.USS 

betragen hatten, wiesen die zugesagten Investitionen im 

l.Halbjahr 1993 einen Höhe von 58,8 Mrd.USS und die 

realisierten einen Umfang von 9,4 Mrd.USS auf.

Im Außenhandel mit China konnte Deutschland 1993 

seine Position verbessern. Da mit einem Anstieg der Im­

porte aus China auf 13 Mrd.DM und einer Erhöhung der 

deutschen Exporte auf rd. 10 Mrd.DM gerechnet wird, 

könnte das bilaterale Handelsdefizit weiter reduziert 

werden. In den ersten vier Monaten nahmen die deut­

schen Exporte bereits um 79% zu. Die vereinbarten Lie­

ferungen nach China anläßlich der Reise von Bundes­

kanzler Kohl im November 1993 können sich ab 1994 in 

der Handelsbilanz niederschlagen. Verbindliche Aufträge 

betreffen insbesondere die Bestellung von Airbusflug­

zeugen, Reisezugwagen und Telefontechnik sowie die 

Auftragsvergabe über den Bau der U-Bahn in Guang­

zhou (Kanton) an ein deutsches Konsortium. Während 

des Kanzlerbesuches wurden außerdem Absichtserklä­

rungen über verschiedene Projekte abgegeben und eine 

Intensivierung der Zusammenarbeit in den Bereichen 

Umweltschutz sowie Post und Telekommunikation ver­

einbart. Die dynamische Wirtschaftsentwicklung in China 

verstärkte die Anreize zur Intensivierung der deutschen 

Direktinvestitionen, um hierdurch auf dem chinesischen 

Markt stärker präsent zu sein. Vor allem Großunter­

nehmen wie Siemens, BASF sowie die Daimler-Unter­

nehmen AEG, Mercedes-Benz und Deutsche Aerospace 

wollen ihr Engagement verstärken. Obwohl bis Ende 

1992 rd. 250 Gemeinschaftsunternehmen mit deutscher 

Beteiligung vor allem in den Branchen Kfz-Bau, Petro­

chemie, Maschinenbau, Unternehmen, Handel- und Be­

ratungsdienstleistungen gegründet wurden, Hegt der bun­

desdeutsche Anteil an den ausländischen Direktinvesti­

tionen erst bei rd. 1%.
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Beijing unter Druck 

Die Nachfolgefrage 

und die Erosion 

der Parteiherrschaft

Die Frage, welche Richtung die chinesische Politik nach 

dem Tod des "Chefarchitekten" der Reformen Deng 

Xiaoping nehmen könnte, beschäftigt China-Beobachter 

seit den achtziger Jahren und hat durch den verschlech­

terten Gesundheitszustand des 89jährigen kürzlich star­

ken Auftrieb bekommen. Die folgenden Ausführungen 

greifen wichtige Themen dieser Diskussion auf und ver­

suchen, mit Hilfe einer Analyse der Kräftekonstellation 

in der Beijinger Zentrale und einer Bestandsaufnahme 

der Veränderungen im politischen System den längerfri­

stig wirksamen Entwicklungslinien nachzugehen. Es of­

fenbart sich eine nach überlebten leninistischen Prinzi­

pien organisierte Regierungsordnung, die trotz starker 

Kräfte der Beharrung unter immer größeren Wand­

lungsdruck gerät. Wohin der in Anlehnung an das ostasi­

atische Entwicklungsmodell beschrittene Weg eines 

marktwirtschaftlichen Autoritarismus führen könnte, ist 

Gegenstand der letzten Abschnitte, die sich mit Szena­

rien für die zukünftige politische Entwicklung Chinas 

beschäftigen.

I Nachfolgekrisen in der chinesischen Politik

Die Regelung der Führungsnachfolge und die damit ver­

bundenen innerparteilichen Auseinandersetzungen haben 

in der Geschichte der Volksrepublik China mehrfach zu 

einer Destabilisierung des politischen Systems geführt. 

Die unter dem Revolutionsführer Mao Zedong getroffe­

nen Nachfolgearrangements für Liu Shaoqi, Lin Biao und 

Hua Guofeng wurden zum Ausgangspunkt schwerer poli­

tischer Krisen und erwiesen sich allesamt als nicht trag­

fähig. Auch den ersten beiden von Deng Xiaoping auser­

wählten Nachfolgekandidaten war kein gutes Schicksal 

beschieden: Hu Yaobang und Zhao Ziyang scheiterten 

an ihrer Eigenwilligkeit im Umgang mit Protestbewegun­

gen und am Widerstand orthodoxer Ideologen in der 

politischen Führung.* 1

Es gibt weiterhin keine formalisierten Verfahren in Chi­

na, mit deren Hilfe die Ablösung einer alten Führungs­

generation und die Einsetzung einer neuen geregelt wer­

den könnte. Die politische Dominanz der Revolutionsve­

teranen macht die Schwierigkeiten deutlich: sie verfügen 

über keine nennenswerten Ämter mehr, bestimmen je­

doch die Politik in der Zentrale auch über ihren ver-
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meintlichen Rückzug aus der aktiven Politik hinaus. Die 

Verunsicherung in der Parteispitze wird dadurch ver­

schärft, daß der aus biologischen Gründen unvermeid­

liche Führungswechsel mitten in einer gigantischen wirt­

schaftlichen und sozialen Umbruchsituation vonstatten 

gehen muß.

Mangels institutionalisierter Regelungen wird die Nach­

folge innerhalb der politischen Führung ausgehandelt 

oder aber ausgekämpft. Dies erfordert die Kultivierung 

von Machtbasen und Allianzen, die unter instabilen 

Rahmenbedingungen die einzige Garantie für das politi­

sche Überleben darstellen.2

Auch nach der Niederschlagung der städtischen Protest­

bewegung des Jahres 1989 und der Absetzung des dama­

ligen KP-Generalsekretärs Zhao Ziyang hat sich Deng 

bemüht, Vorkehrungen für die Zeit nach seinem Tod zu 

treffen. Er warb um breite Unterstützung vor allem un­

ter den Revolutionsveteranen im informellen Führungs­

zirkel.3 Auf den Shanghaier Aufsteiger Jiang Zemin wur­

den in den letzten Jahren die Positionen des Generalse­

kretärs der Kommunistischen Partei, des Staatspräsiden­

ten und des Vorsitzenden der Zentralen Militärkommis­

sion vereinigt. Er wird als "Kern" der künftigen chinesi­

schen Führung präsentiert.

Formale Führungspositionen, mögen sie vordergründig 

noch so prächtig ausgestattet sein, sind jedoch keine 

Garantie für die Machterhaltung über den Tod des politi­

schen Patrons hinaus. Hua Guofeng, der von Mao in 

seinem letzten Lebensjahr auserkorene Nachfolger (ni 

banshi, wo fangxin: "Wenn du die Sache übernimmst, bin 

ich beruhigt"), hatte bereits zwei Jahre nach seiner Aus­

rufung zum Parteivorsitzenden und Premierminister die 

Macht in der Parteizentrale verloren (obwohl er nominell 

noch eine Weile in seinen Ämtern verbleiben durfte).

II Kräftekonstellation in der Beijinger Führung

1 Die klassische Machtformel

Die häufigen Führungs- und Nachfolgekrisen in kommu­

nistischen Systemen haben die Forschung intensiv be­

schäftigt. Zusammenfassen lassen sich die Faktoren, die 

entscheidenden Einfluß auf den Verlauf von Nachfolge­

konflikten ausüben, mit der Formel "5 P + X".4

Mit den "5 P" sind folgende Faktoren gemeint, denen 

auch in der chinesischen Machtzentrale entscheidende 

Bedeutung zukommt:

- Positionen'. Über welche institutionellen Machtquellen 

verfügen die Mitglieder der politischen Führung, die 

sie als "Hausmacht" im Falle eines Konflikts nutzen 

können?

- Patronage'. Sind die Rivalen eingebunden in ein weit­

läufiges Patronagenetz? Ist ihnen eine große Zahl von 

Proteges verpflichtet? Unterhalten sie enge Verbin­

dungen zu den mächtigen Patronen unter den Vetera­

nenführern?

- Politische Allianzen'. Bestehen zwischen verschiedenen 

Führungsmitgliedern langjährige programmatische 

oder personalpolitische Allianzen, die im Falle eines 

Konflikts den Ausschlag zugunsten der eigenen Posi­

tion geben könnten?

- Persönlichkeiten'. Welche unter den in Frage kommen­

den Nachfolgern verfügen über langjährige Erfahrung 

im zentralen Herrschaftsapparat? Wer hat sich durch 

sein politisches Geschick in bisherigen Krisensituatio­

nen, im Umgang mit seinen Kollegen oder durch be­

sondere Entschlossenheit hervorgetan?

- Programme: Gibt es offenkundige Unterschiede zwi­

schen den programmatischen Aussagen und Absichten 

der Kandidaten? Welches sind die Vertreter reform­

orientierter bzw. eher orthodoxer Positionen? Welche 

Anziehungskraft üben diese Programme in der politi­

schen Elite oder auf die Bevölkerung aus?

Der "X"-Faktor steht für die aktuellen Umstände und 

Handlungsbedingungen sowie Zufallsentwicklungen (au­

ßenpolitische Krise, soziale Unruhen, Sezessionsbestre­

bungen, Reihenfolge des Abtretens von Veteranenfüh­

rern etc.) zur Zeit des Herrschaftswechsels.

2 Die offizielle Nachfolgeregelung

Offiziellen Entscheidungen und Darstellungen zufolge ist 

die Nachfolgefrage kein Thema mehr. Jiang Zemin steht 

an der Spitze von Staat, Partei und Armee. Er wurde von 

Deng und anderen Veteranenkadern als "Kern" (hexin) 

der zentralen Führung bestimmt, die auch in den Jahren 

nach Dengs Tod die Stabilität des politischen Systems 

garantieren werde. Zur "kollektiven Führung" gehören 

außerdem die sechs anderen Mitglieder des Ständigen 

Ausschusses des Politbüros. Von diesen dürfte Hu Jintao 

als der jüngste (er ist 51 Jahre alt) und am wenigsten pro­

filierte in den nächsten Jahren kaum eine kardinale Rolle 

spielen, obwohl er kürzlich den einflußreichen Posten des 

Präsidenten der Zentralen Parteischule (einer der wich­

tigsten "Beziehungsschmieden" im heutigen China) über­

nommen hat. Auch der Vorsitzende der bedeutungslosen 

Politischen Konsultativkonferenz Li Ruihuan (59), der in 

der Parteizentrale für Kultur und Propaganda verant­

wortlich ist und einen gemäßigten politischen Standpunkt 

vertritt, ist mangels einer starken Machtbasis nicht dem 

Kreis der künftigen Führungskandidaten zuzurechnen. 

Admiral Liu Huaqing wiederum ist aufgrund seines ho­

hen Alters (77) kein zukunftsträchtiger Kandidat, auch 

wenn ihm, wie wir im Zusammenhang mit der Rolle der 

VBA sehen werden, vielleicht eine entscheidende Rolle 

in den Entwicklungen der nächsten Jahre zukommen 

wird.

Die im folgenden vorgenommene Analyse konzentriert 

sich zunächst auf die vier profiliertesten Mitglieder der 

Parteiführung, die aufgrund ihres vergleichsweise jugend­

lichen Alters (zwischen 65 und 69 Jahren) noch politische 

Zukunft haben. Alle vier stehen für einen neuen Typus 

des Spitzenkaders: sie wurden in technischen Disziplinen 

ausgebildet, sammelten Erfahrungen in der ehemaligen 

Sowjetunion und arbeiteten zu Beginn ihrer Karriere als 

Ingenieure oder in verwandten Bereichen.5

a) Jiang Zemin: Ein politisches Leichtgewicht als 

"Kem" der zentralen Führung

Die Zahl der von Jiang Zemin (Jg. 1926) eingenomme­

nen Ämter ist eher ein Zeichen der Schwäche als der 

Stärke. Er ist als blasser Kompromißkandidat der em- 



CHINA aktuell -37- Januar1994

flußreichsten Parteiveteranen auf diese Höhe der Macht 

gelangt, verfügt nur über eine kleine Hausmacht im 

Shanghaier Parteiapparat und genießt geringes Prestige 

in der zentralen Bürokratie. Sein Einfluß auf die Wirt­

schaftspolitik, den bei weitem wichtigsten Politikbereich 

der letzten Jahre, ist sehr gering; dieses Feld wird von 

Zhu Rongji und Li Peng dominiert. Auch im Militär hat 

Jiang keinen besonderen Rückhalt trotz aller Ergeben­

heitsbekundungen und Loyalitätseide von Seiten der Ge­

neralität. Jiang erweist sich in politischen Kontakten und 

im persönlichen Gespräch als steif, ungelenk, zum Teil 

sogar als uninformiert.6 Jiang, der sich vor allem dadurch 

hervorhebt, daß er sich bis heute relativ wenig Feinde in 

der zentralen Führung gemacht hat, ist ein politisches 

Leichtgewicht ähnlichen Zuschnitts wie ehemals Hua 

Guofeng.

Seine Autorität ist an die Unterstützung durch Deng 

Xiaoping und andere Veteranenkader gebunden. Falls 

die politische Vergangenheit Dengs nach dessen Tod im 

Zusammenhang mit der Unterdrückung der Protestbe­

wegung von 1989 ins Kreuzfeuer gerät, dann wird dieser 

Druck unmittelbar auf Jiang Zemin lasten oder von poli­

tischen Rivalen sogar bewußt auf ihn hin kanalisiert wer­

den. Der aufwendig inszenierte Kult um Deng Xiaoping 

und seine "Theorien", mit dem die KP über den Tod 

Dengs hinaus auf eine einheitliche politische Linie einge­

schworen werden soll, wird ihm da nur wenig helfen kön­

nen.

b) Premier Li Peng: Der taktierende Hardliner

Li Peng (Jg. 1928) ist aus einem anderen Holz geschnitzt 

als Jiang Zemin. Er verfügt über eine über viele Jahre 

hinweg kultivierte Machtbasis im zentralen Staatsapparat 

und über gute Beziehungen zu mehreren Veteranenka­

dern wie kaum einer in der politischen Führung. Li zehrt 

bis heute vom Prestige seines verstorbenen Ziehvaters, 

des Ministerpräsidenten Zhou Enlai, der ihn bis zu sei­

nem Tod 1976 protegierte.

In seinem Aufstieg an die Spitze des Staatsrates wurde Li 

Peng während der achtziger Jahre von mehreren Vetera­

nenkadern unterstützt, vor allem aber von dem Wirt­

schaftspolitiker Chen Yun, der nach Deng Xiaoping über 

den größten Einfluß in der chinesischen Politik verfügt. 

Mit Unterstützung der Veteranen initiierte er 1989 die 

Unterdrückung der Protestbewegung.

Unter den vier hier behandelten Führungskandidaten 

steht Li orthodoxen Positionen am nächsten. In Krisen­

zeiten und Belastungsperioden (etwa während der Au- 

steritätsphase 1988-1991) hat Li ein beachtliches Ge­

schick bewiesen, Allianzen zu schmieden (er kooperierte 

häufig mit Qiao Shi) und unbequeme, harte politische 

Entscheidungen durchzusetzen.

Lis schwerste Hypothek ist die prominente Rolle, die er 

in der Unterdrückung der Proteste 1989 spielte; sie ließ 

ihn in weiten Teilen der Bevölkerung und im Ausland zur 

Unperson werden. Die nach Dengs Tod zu erwartende 

Kritik an seiner Verantwortung für diese Vorfälle läßt es 

zweifelhaft erscheinen, daß der Taktierer Li sich lange an 

der Spitze des Regimes wird halten können. Nachteilig 

auf seine weitere Karriere könnte sich auch seine ange­

schlagene Gesundheit auswirken: Li hat Herzprobleme 

und mußte 1993 mehrere Wochen lang pausieren.

c) Parlamentspräsident Qiao Shi: Der Schattenpolitiker

Qiao Shi (Jg. 1924) ist der geheimnisvollste unter den 

Männern in der Parteispitze. Er rangiert an dritter Stelle 

im Politbüro und wurde im März 1993 zum Vorsitzenden 

des Ständigen Ausschusses des Nationalen Volkskongres­

ses, des einflußschwachen Parlaments, ernannt. Nach 

bitteren Erfahrungen in der Kulturrevolution (Qiao wur­

de als "revisionistischer Verräter" verfolgt) wurde er in 

den achtziger Jahren von Peng Zhen, dem Vertreter des 

Justiz- und Sicherheitsapparates unter den Veteranen, 

unterstützt. Von 1985 bis 1992 leitete Qiao die Kommis­

sion für Politik und Recht beim Zentralkomitee, die eine 

der wichtigsten sogenannten "Führungsgruppen" unmit­

telbar unter der Politbüro-Ebene darstellt.7 In dieser 

Funktion war er zuständig für die Koordination des Ju­

stiz-, Polizei- und Geheimdienstapparates auch während 

der Unterdrückungsmaßnahmen im Jahre 1989; inoffi­

ziellen Quellen zufolge soll Qiao damals versucht haben, 

auf eine Mäßigung der politischen Verfolgungen hinzu­

wirken. Darüber hinaus fungierte Qiao von 1987 bis 1992 

- als Nachfolger Chen Yuns - als Sekretär der Zentralen 

Disziplinkontrollkommission, der die Bekämpfung der 

Korruption obliegt.

Seit seiner Ernennung zum Parlamentspräsidenten im 

März 1993 scheint Qiao auf eine Aufwertung des Natio­

nalen Volkskongresses hinzuarbeiten und ist bemüht, die 

Aufsichts- und Gesetzgebungskompetenzen des Parla­

ments gegenüber der Regierungsbürokratie zu stärken.8

Wenn man bedenkt, was Chasbulatow in Rußland aus 

einem ursprünglich weitgehend einflußlosen Parlament 

machen konnte, ist es nicht auszuschließen, daß Qiao Shi, 

der in letzter Zeit auch eine diplomatische Profilierung 

durch Empfänge und Auslandsreisen anstrebt, in dem 

chinesischen Parlament eine zweite Machtbasis und 

Quelle des Prestiges - neben seinen Verbindungen zum 

Staatssicherheitsapparat - etabliert. Er dürfte damit ne­

ben Li Peng über die stärkste Hausmacht unter den Mit­

gliedern des Ständigen Ausschusses des Politbüros verfü­

gen.

In der Vergangenheit schwankte Qiao offenbar je nach 

Opportunitätsgesichtspunkten zwischen gemäßigten und 

orthodoxen Positionen. In Krisensituationen wählte er 

bisher die Seite der Orthodoxen, hat sich in den letzten 

Jahren aber beständig für Reformen des Wirtschafts- und 

Rechtssystems eingesetzt. 1993 arbeitete Qiao Shi zeit­

weise eng mit Zhu Rongji zusammen und unterstützte 

dessen Versuche zur Modernisierung der staatlichen 

Wirtschaftspolitik entschieden. Falls diese beiden politi­

schen Führer weiterhin kooperieren, könnten sie nach 

Dengs Tod eine starke reformorientierte Achse in der 

Beijinger Führung darstellen.

d) Zentralbankchef Zhu Rongji: Der Modernisierer

Zhu Rongji (Jg. 1928) bekleidet die Position des ersten 

Vizepremiers (er rangiert gleich nach Li Peng) sowie des 

Zentralbank-Präsidenten und leitet die Führungsgruppe 

für Landwirtschaft in der Parteizentrale. Er stieg 1993 

zum wichtigsten und innovationsfreudigsten Wirtschafts­

politiker Chinas auf, scheiterte aber offenbar mit dem
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Versuch, das Finanzsystem wieder unter die Kontrolle 

der Zentrale zu bringen und ein Konjunktur dämpfungs- 

programm gegenüber den Regionen durchzusetzen.

Der fließend Englisch sprechende Zhu tritt für einen 

kontrollierten, aber konsequenten Übergang zu Markt­

wirtschaft und Weltmarktöffnung ein. Diese Positionen 

machen ihn zum Favoriten der Unternehmer im privaten 

und "kollektiven" Sektor der chinesischen Wirtschaft und 

zum Liebling ausländischer Investoren. Zhu trifft jedoch 

auf heftigen Widerstand in Teilen der Partei- und Staats­

bürokratie, deren Kompetenzen durch die Zulassung 

freier Märkte bereits erheblich beschnitten wurden.

Im Gegensatz zu seinem Ruf als entschlossener Wirt­

schaftsreformer macht Zhu im politischen Bereich kei­

nerlei Konzessionen an Forderungen nach politischer 

Liberalisierung oder Demokratisierung.

Hier zeigen sich weitgehende Gemeinsamkeiten mit den 

anderen Führungsmitgliedern: Konsens besteht darüber, 

daß die Führungsrolle der Kommunistischen Partei nicht 

angetastet werden dürfe. Diese gemeinsame Grundposi­

tion hat in den letzten Jahren gewährleistet, daß intraeli­

täre Konflikte begrenzt blieben auf die Frage nach Um­

fang und Geschwindigkeit der Wirschaftsreformen bzw. 

der Öffnung nach außen. Politische Liberalisierung ist 

schlicht kein Thema in der chinesischen Führung.

3 Die Veteranen im Nacken

Keiner der oben aufgeführten Politiker ist für sich ge­

nommen mächtig. Jeder ist abhängig von der Protektion 

durch die Parteiveteranen, insbesondere Deng Xiaoping, 

Chen Yun und Peng Zhen. Diese können ein weitrei­

chendes Veto-Recht in politischen oder personellen 

Grundsatzentscheidungen beanspruchen. Ohne ihre Zu­

stimmung läuft nicht viel.

Der Tod der Patrone wird unweigerlich einen Machtver­

lust ihrer Proteges nach sich ziehen: Wenn Deng vor 

Chen Yun und Peng Zhen stirbt, wird die Position von 

Jiang Zemin und vor allem von Zhu Rongji schwieriger 

werden. Sterben Chen Yun und Peng Zhen, werden Li 

Peng und Qiao Shi eventuell ins Schlingern geraten. Die 

jüngeren chinesischen Politiker müssen somit bangen, in 

welcher Reihenfolge sich der Abtritt ihrer Patrone voll­

zieht. Respektlose Journalisten haben dies als "death 

watch" ironisiert.9

Auch wenn es in der Nachfolgergeneration einen gäbe, 

der den Willen, die visionäre Kraft und das politische 

Geschick hätte, ganz neue Wege einzuschlagen: Man 

würde ihn nicht entdecken können, da seine Fähigkeiten 

von der Präsenz der Veteranenkader überschattet wür­

den oder vor diesen versteckt werden müßten, damit er 

kein vorzeitiges politisches Ende nähme wie etwa Hu 

Yaobang.

4 Die Rolle der Armee

Die Kontrolle über das Militär hat sich in allen innenpo­

litischen Krisen seit Gründung der VR China als einer 

der wichtigsten Faktoren erwiesen: Nur wer Rückhalt in 

der Volksbefreiungsarmee findet, hat die Chance, zum 

Gipfel der chinesischen Politik aufsteigen und sich dort 

dauerhaft halten zu können.

Die seit dem XIV. Parteitag 1992 erfolgten Revirements 

in der politischen Führung haben die überragende Be­

deutung der Armeeführung für die politische Entwick­

lung bestätigt. Die Verstärkung der militärischen Präsenz 

in den Führungsgremien (im ZK von einem Sechstel 

(1987) auf ein Viertel (1992) der Mitglieder; dies stellt 

die höchste militärische Repräsentation im ZK seit 1977 

dar) soll dazu beitragen, eine reformorientierte Allianz 

aus zivilen und militärischen Kräften in der Führung zu 

begründen. Im Zentrum dieser Allianz steht eine Reihe 

von einflußreichen Veteranenoffizieren, deren militäri­

sches Prestige auf die Bürgerkriegsperiode 1945-50 zu­

rückgeht. Zusammenhalten sollen die militärische Seite 

dieser Allianz zwei alte Bürgerkriegsveteranen, die hohes 

Ansehen in der Armee genießen und über ein weitge­

spanntes Beziehungsnetz verfügen: Admiral Liu Huaqing 

(77), Mitglied des Ständigen Ausschusses des Politbüros, 

und General Zhang Zhen (79), der im Sommer 1993 ins 

Politbüro aufgenommen wurde und - allerdings nicht 

stimmberechtigt - an Sitzungen des Ständigen Ausschus­

ses teilnimmt.10

Die Errichtung einer auf das Militär gestützten Führungs­

koalition soll die Stabilität des Regimes auch über den 

Tod der Veteranen um Deng und Chen Yun hinaus ga­

rantieren. Dies könnte eventuell die Grundlage bilden für 

den Übergang zu einem entideologisierten, militärisch 

verankerten autoritären Regime, das Ähnlichkeiten zu 

den Machtstrukturen in Südkorea und Taiwan während 

der fünfziger und sechziger Jahre aufwiese, jedoch über 

ein beträchtlich größeres militärisches und ökonomisches 

Potential verfügte (siehe IV).11

Die Bedeutung der Volksbefreiungsarmee beschränkt 

sich keineswegs auf militärische Fragen. Die chinesische 

Armee schließt ein Imperium von Unternehmen der 

Konsumgüterindustrie, des Handels und Exports ein, die 

mit Rüstungsproduktion oder logistischen Aufgaben nur 

noch am Rande zu tun haben. Die Interessen eines Teils 

des Offizierscorps sind inzwischen stark kommerzieller 

Natur; das Militär ist zu einem wichtigen Spieler auf dem 

Feld der chinesischen Wirtschaft geworden. Die an un­

ternehmerischen Aktivitäten beteiligten Armeeführer 

sind am Fortgang der Wirtschaftsreformen und an der 

außenwirtschaftlichen Öffnung genauso stark interessiert 

wie an sozialer und politischer Stabilität. Vor diesem 

Hintergrund könnte die Armee nicht nur zu einem law- 

and-order-Faktor, sondern zu einer treibenden Kraft für 

weitergehende Reformen werden.

5 Eine technokratische Allianz

Die Führungsschicht in der VR China hat einen profun­

den Wandel während der Reformperiode seit 1979 

durchgemacht. Diese Veränderungen könnten die Rich­

tung der Entwicklung nach dem Abtreten der Revolu­

tionsveteranen neu bestimmen. Einst wurde die Führung 

dominiert von ländlichen Revolutionären, die ein großes 

Mißtrauen gegenüber ihren besser ausgebildeten städti­

schen Kollegen hegten. Die heutige Führungsschicht be­
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steht jedoch zu einem großen Teil aus "Technokraten", 

die gekennzeichnet sind durch eine Ausbildung auf höhe­

ren Schulen, in technischen Disziplinen und durch ihre 

professionelle Spezialisierung.12

Während sich 1982 nur etwa 12% der ZK-Mitglieder in 

die Kategorie der Technokraten einordnen ließen, waren 

es nach dem XIV. Parteitag 1992 ungefähr 70%. Diese 

Veränderung des soziologischen Profils ist sogar noch 

stärker ausgeprägt auf der Ebene der Minister, Provinz­

gouverneure und regionalen Parteisekretäre. Es handelt 

sich um Personen, die ihre Karriere nicht ihrer ideologi­

schen Unbeflecktheit und blinden Loyalität zu verdanken 

haben, sondern sich auf Sachkenntnisse und Erfolge bei 

der Lösung praktischer Probleme berufen können. Der 

Einfluß dieser Gruppe ist inzwischen so weitreichend und 

ihr Fachwissen so unverzichtbar, daß ideologisch begrün­

dete Säuberungen große wirtschaftliche Rückschläge 

nach sich ziehen müßten. Auch in der Armee hat sich die 

Bedeutung der an Militärakademien professionell ausge­

bildeten Offiziere in den letzten Jahren rasch erhöht. 

Wenn diese mit den Technokraten unter den Zivilisten 

kooperierten, könnte sich eine breite reformorientierte 

Koalition herausbilden.13

Für chinesische Technokraten von Li Peng bis Zhu 

Rongji sind die Wirtschaftswunderländer Südkorea und 

Taiwan in ihrer autoritären, ökonomisch ungemein er­

folgreichen Herrschaftsphase ein Vorbild. Demokratie 

und Menschenrechte aber sind für sie ferne Schimären, 

die als Lieblingsthemen eines paranoiden Westens abge­

tan werden.

III Verschiebungen im politischen System

1 Bedeutungsverlust der Beijinger Politik

Egal wer die Führung der Partei nach Dengs Tod über­

nehmen wird: er wird mit Sicherheit nicht über den Sta­

tus, das Prestige und die Machtbasis verfügen, auf deren 

Grundlage Deng sich behaupten konnte. Auch Deng war 

schon kein "Führertyp" mehr wie Mao, sondern mußte 

sich auf eine Rolle als primus interpares und "Makler" be­

schränken, der sich vornehmlich vermittelnd, werbend 

und manchmal drohend durchsetzen konnte.

Dengs Nachfolger werden vielleicht nicht einmal mehr 

vermittelnd die Richtung weisen, sondern nur noch auf 

widersprüchliche Anforderungen gewachsener regionaler 

bzw. wirtschaftlicher Interessen reagieren können. Ihre 

nur begrenzten Kontakte und Erfahrungen in verschie­

denen funktionalen Systemen (Partei-, Staats- und Mili­

tärapparate) werden ihren Tatendrang im Vergleich zu 

Deng eindämmen. Die nächste Führungsgeneration wird 

durch Männer des Kompromisses gekennzeichnet sein, 

die einen vorsichtigen, nüchternen und ausgleichenden 

politischen Stil pflegen müssen, um eine einigermaßen 

stabile Koalition in der Parteiführung zusammenzuhal­

ten.14

Der Kontrast zu früheren Zeiten könnte nicht deutlicher 

sein: Wenn Mao sich auch nur räusperte, kam das ganze 

Land ins Grübeln, wen oder was er damit gemeint haben 

könnte. Wenn Deng aphoristische Weisungen von sich 

gibt, zucken viele schon nur noch mit den Achseln. Dengs 

Nachfolger in der politischen Führung werden sich nur 

noch Gehör verschaffen können, wenn sie einen konzili­

anten Ton anschlagen.

Neben diesen an Status und Profil der einzelnen Füh­

rungsfiguren gebundenen Unterschieden gibt es mehrere 

strukturelle Apekte, die den Handlungsspielraum der 

politischen Führung, egal wer in ihr vertreten sein wird, 

begrenzen und mit ihrem Anspruch auf ein Machtmono­

pol in Konflikt geraten: Seit Mitte der achtziger Jahre 

haben politische Entscheidungen, die in der Beijinger 

Zentrale getroffen werden, nur noch abnehmende 

Durchsetzungschancen.

Hiermit verlassen wir das Feld der "Hohen Politik" in 

Beijing und werfen einen genaueren Bück auf Entwick­

lungen, die sich dem Zugriff der zentralen politischen 

Führung zusehends entziehen.

2 Die Verselbständigung der Wirtschaft

Die von den Wirtschaftsreformen ausgelösten Ver­

schiebungen im sozialen und politischen Gefüge sind von 

orthodoxen Kräften in der Kommunistischen Partei von 

Anfang an heftig kritisiert worden. Diese reformfeindli­

chen Kräfte haben sich aber, obwohl sie lange Zeit im 

Propagandaapparat dominierten, politisch nicht durch­

setzen können.

Das stärkste Hindernis für eine Rückkehr zu einem 

kommandowirtschaftlichen Regime war nicht die Ent­

schlossenheit des heterogenen Lagers der Reformbefür­

worter, sondern die Findigkeit, mit der die Bevölkerung 

und die lokalen Verwaltungen die ihnen zugestandenen 

Freiräume nutzten und ausbauten, sowie das daraus re­

sultierende "wilde", aber robuste Wachstum der chinesi­

schen Wirtschaft. Dieses Wachstum konnte auch durch 

die orthodoxe Reaktion 1988-91 nicht dauerhaft ge­

bremst werden. Die Wirtschaft gewann eine von der Bei­

jinger "Hofpolitik" unabhängige Dynamik, die sich seit 

dem neuen Reformschub von 1992 noch verstärkt hat.

Dengs Nachfolger werden kaum anders können, als die 

Wirtschaftsreformen fortzuführen, auf einen GATT-Bei- 

tritt hinzuarbeiten und die exportorientierte Entwick­

lungsstrategie weiterzuverfolgen. Eine Unterdrückung 

des nicht-staatlichen Sektors, der inzwischen etwa zwei 

Drittel des chinesischen Sozialprodukts erwirtschaftet, 

erscheint unmöglich; sie würde einem politisch-ökono­

mischen Selbstmord gleichkommen und müßte zu einer 

schweren Rezession, zu einem Anschwellen der Arbeits­

losigkeit, zum rapiden Niedergang der ausländischen 

Investitionsbereitschaft und des Außenhandels führen.

Um die sozialen Folgen des nur unzureichend gebrem­

sten Bevölkerungswachstums und des gigantischen Ar­

beitskräfteüberschusses mit ihren Konsequenzen (unkon­

trollierte Binnenwanderungen, wuchernde Urbanisierung 

etc.) zu bewältigen, benötigt China ein Mindestwachstum 

von jährlich fünf bis sechs Prozent über einen größeren 

Zeitraum hinweg.15 Die politische Führung ist zum öko­

nomischen Erfolg verdammt.
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3 Die Schwächung der Parteiorganisation

Eine weitere Schranke für Bestrebungen, nach Dengs 

Tod zu den Normen und Praktiken der maoistischen Par­

teidiktatur zurückzukehren, ist die organisatorische 

Schwäche der Kommunistischen Partei vor allem an der 

Basis der Bevölkerung.

In der organisatorischen Durchdringung ländlicher Ge­

biete bestand die Stärke der chinesischen KP zu Beginn 

ihrer Machtkonsolidierung. Heute funktioniert jedoch die 

Parteiorganisation in vielen ländlichen Regionen nicht 

mehr: Versammlungen und politische Studien werden 

nicht abgehalten, Parteikomitees bestehen nur noch dem 

Namen nach, die Mitgliedsgebühren werden nicht ent­

richtet, Parteidokumente und -Zeitungen nicht gelesen.16 

Die Parteiführung hat schon mehrfach Direktiven ausge­

geben, um diesen Auflösungserscheinungen entgegenzu­

treten, aber das "organisatorische Leben" der KP scheint 

unaufhaltsam zu zerfallen. Im nicht-staatlichen Sektor 

der Wirtschaft gibt es praktisch keine Parteiorganisatio­

nen mehr. In den Staatsbetrieben werden die Reformen 

den Einfluß der Partei ebenfalls weiter zurückdrängen.

Zweifellos kann das Regime in Krisensituationen auf ei­

nen mächtigen Repressionsapparat zurückgreifen. Chinas 

politisches System ist jedoch offenkundig in einem weit­

reichenden Wandel begriffen. Es wird von den Wirt­

schaftsreformen erodiert. Die Kommunistische Partei 

verfügt nicht mehr über die Requisiten ihrer früheren 

Macht: Charismatische Führung, eine allgemein verbind­

liche offizielle Ideologie, Massenmobilisierung für die 

Ziele der politischen Führung, effektive Partei- und Ver­

waltungsorganisation bis auf die untersten Ebenen.

Korruption und private Wirschaftstätigkeit haben die 

politische Kontrolle durch die Partei unterhöhlt. Die ide­

ologischen Anachronismen (Marxismus-Leninismus, 

Mao-Zedong-Ideen) dienen in erster Linie der Wahrung 

einer sehr oberflächlichen symbolischen Kontinuität. Die 

Parteiführung kann tun und lassen, was sie will, sie wird 

es doch als "sozialistisch" zu verkaufen suchen.

Mit der Schwächung organisatorischer und ideologischer 

Kontrollinstrumente geht auch ein Einflußverlust ortho­

dox-marxistischer Kräfte in der Partei einher, die die 

Restauration eines zentralisierten Kommandosystems 

und die Drosselung des Reformprogramms beabsichtigen 

könnten. Diejenigen, die von einer solchen Reaktion pro­

fitieren könnten, sind inzwischen in die Minderheit gera­

ten. Viele Partei- und Armeespitzen und ihre Familien 

haben ein unmittelbares Eigeninteresse an den Möglich­

keiten zur Bereicherung, die die Reformen bieten.

Orthodoxe Kräfte können allenfalls den Fortgang der 

Reformen bremsen (was ihnen während der achtziger 

Jahre mehrfach gelungen ist) oder aber nationalistisch 

argumentieren und gegen den Westen oder Taiwan zu 

Felde ziehen, um damit eine Disziplinierung und Mobili­

sierung für ihre Ziele im Innern zu erreichen. Sie werden 

jedoch wohl kaum landesweit und auf Dauer das Gesetz 

des Handelns bestimmen können.17

4 Regionalismus

Eine der bedeutsamsten Begleiterscheinungen der Re­

formpolitik ist der Machtverfall der Zentrale und die 

innerhalb Chinas von Region zu Region äußerst unter­

schiedliche wirtschaftliche und soziale Entwicklung. Es 

scheint, als verliefen die wichtigsten Konfliktlinien inner­

halb des Regimes heute nicht mehr zwischen Gruppie­

rungen in der Zentrale, sondern zwischen der Zentra­

le und den Regionen sowie zwischen einzelnen Regionen.

Die seit Anfang der achtziger Jahre durchgeführte De­

zentralisierung von fiskalischen und administrativen Ent- 

scheidungs- und Verfügungsrechten hat zu einer Verla­

gerung der Kompetenzen und Finanzmittel auf die Pro­

vinz- und Lokalregierungen geführt. Zentrale Vorgaben 

wurden zusehends weniger beachtet oder aber systema­

tisch umgangen. "Beijing macht seine Politik (zhengce), 

wir haben unsere Gegenpolitik (Juice)", war eine der 

Handlungsdevisen der lokalen Führungen. Vor allem die 

südlichen Provinzen nutzten die im Rahmen der Refor­

men gewährten Freiräume, um von Beijinger Vorgaben 

abweichende Handels- und Steuerbestimmungen zu er­

lassen und ihre lokalen Märkte durch einen oft rigorosen 

Protektionismus gegenüber Gütern aus anderen Regio­

nen zu schützen. In diesem Zusammenhang sprach man 

schon bald von einer "Feudalherrenwirtschaft" (zhuhou 

jingji), in der die Zentralregierung zu ständigen Verhand­

lungen und Kompromissen mit den regionalen Führun­

gen gezwungen ist.18

Auch politisch zeigte sich der Selbstbehauptungswille der 

Regionen in einer dezidierten Artikulierung regionaler 

Sonderinteressen in den Volkskongressen (Parlamenten) 

der verschiedenen Ebenen sowie auf ZK-Tagungen, in 

eigenständigen Gesetzgebungsmaßnahmen und Perso­

nalentscheidungen.19 Dieses politische Eigenleben der 

Regionen ist nicht nur eine Herausforderung an die uni­

tarische Partei- und Staatsstruktur. Es führt in Einzelfäl­

len auch zur Duldung größerer gesellschaftlicher Frei­

räume: Aus meist kommerziellen Gründen ließen die 

südlichen Provinzen zumindest zeitweise größere Freihei­

ten der Presse und die Bildung von Interessenvertretun­

gen verschiedener Unternehmergruppen zu. Solche neu­

gewonnenen Freiheiten sind allerdings der Willkür der 

Zensur- und Sicherheitsorgane ausgeliefert, da es weiter­

hin keine rechtlichen Absicherungen von Presse- und 

Organisationsfreiheit gibt.

Das wichtigste Instrument der zentralen Führung gegen 

die regionalen Verselbständigungstendenzen ist die Per- 

sonaihoheit (Organisationsgewalt), die über das immer 

noch bestehende Nomenklatura-System (zhiwu mingcheng 

biao) ausgeübt wird.20 Die Zentrale demonstriert ihre 

Macht in diesem Bereich immer wieder durch Revire­

ments in den regionalen militärischen und politischen 

Führungen. Unterhalb der höchsten Ebene sollen seit 

dem XIV. Parteitag 1992 mehr als tausend Armeekom­

mandeure auf neue Positionen versetzt worden sein. Es 

soll Pläne geben, in den nächsten Monaten - möglichst 

noch vor Dengs Tod - nach und nach eine umfassende 

Personalrotation vor allem im Hinblick auf die südchine­

sischen Provinzen, Militärregionen und Großstädte 

durchzuführen, um die Verfestigung regionaler Macht­

basen zu verhindern.21
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5 Sozialer Wandel

Die chinesische Gesellschaft ist in einem tiefgreifenden 

Wandel begriffen, dessen politische Auswirkungen im­

mer stärker spürbar werden. Nach den Vorstellungen der 

kommunistischen Führung sollen die sozialen Folgen der 

Wirtschaftsreformen politisch in Schranken gehalten 

werden, um einen Ausbruch der mit der Modernisierung 

einhergehenden Spannungen zu verhindern. Die politi­

sche Kontrolle über weite Teile der Gesellschaft ist der 

Partei dennoch entglitten.

Der wirtschaftliche Umbruch war sowohl von der Her­

ausbildung neuer, "moderner" sozialer Kräfte und Schich­

tungen begleitet als auch von einer Renaissance archai­

scher, vormoderner Elemente (Clans, Geheimgesell­

schaften etc.), die allerdings unter den veränderten ge­

sellschaftlichen Rahmenbedingungen neue Funktionen 

wahrnehmen. Wirtschaftsreformen und Bereicherungs­

möglichkeiten haben eine dramatische Revolution stei­

gender Erwartungen und weitreichende soziale Verände­

rungen ausgelöst. Wertvorstellungen und Lebensstile 

ändern sich; zuvor im Westen angeprangerte Mißstände 

wie Hedonismus, Kriminalität, Drogensucht, Korruption 

sowie die bunten Formen des geltungssüchtigen Konsums 

leben auch in China auf.22

Die Schwächung der politischen Kontrolle besonders auf 

dem Land (Auflösungserscheinungen in offiziellen Orga­

nisationen wie Partei, Jugendverband etc. zugunsten ei­

ner archaisch anmutenden Clansherrschaft), aber auch in 

den Städten (Funktionsverlust der Arbeitseinheiten 

[danwei]) brachte neue Handlungsfreiheiten für die Men­

schen. Die Politik wurde immer mehr aus dem Privatle­

ben hinausgedrängt.

Viele in der Gesellschaft haben von den Reformen profi­

tiert. Viele, die am Anfang als Gewinner dastanden, sind 

inzwischen zu Verlierern geworden. Die größte Gruppe 

der Verlierer ist wie schon in den Jahrzehnten vor Be­

ginn der Wirtschaftsreformen die Bauernschaft. In den 

ersten Jahren nach 1979 wuchsen ihre Einkommen 

schneller als die der Städter. Doch seit Mitte der achtzi­

ger Jahre zog die Stadtbevölkerung an ihnen vorbei, und 

in den letzten Jahren waren die Einkommenszuwächse 

immer ungleicher verteilt. Auf dem Land soll es inzwi­

schen etwa 140 Mio. überschüssige Arbeitskräfte geben. 

Darüber hinaus erheben lokale Verwaltungen bei den 

Bauern willkürliche Abgaben und nutzen öffentliche Mit­

tel, die den Bauern zugute kommen sollen, zur privaten 

Bereicherung oder für Industrie- und Infrastrukturpro­

jekte. Die gewaltsamen Ausschreitungen in ländlichen 

Gebieten, die seit 1991 immer häufiger auftraten und im 

Sommer 1993 ihren vorläufigen Höhepunkt erreichten, 

werden von einigen Mitgliedern der zentralen Führung 

als eine der größten Bedrohungen für ihre Herrschaft 

begriffen. Den Mißständen auf dem Land konnten sie 

jedoch nicht Einhalt gebieten.

Auch die etwa 100 Mio. Arbeitskräfte in staatlichen Be­

trieben könnten bald zu den Verlierern gehören, wenn 

die Regierung mit ihren Strukturreformen in diesem Sek­

tor ernst machen sollte. Über 30% der Belegschaften der 

Staatsunternehmen könnten in den nächsten Jahren Be­

mühungen um Produktivitätssteigerungen und Wettbe­

werbsfähigkeit zum Opfer fallen. Die Unternehmen und 

die politische Führung sind sich der sozialen Sprengkraft 

solcher Maßnahmen bewußt und waren in den vergange­

nen Jahren bemüht, unvermeidliche Entlassungen durch 

die Schaffung von Ersatzarbeitsplätzen (meist im Dienst­

leistungsbereich) abzufedern. Ob dies angesichts der an­

stehenden Massenentlassungen noch praktikabel sein 

wird, ist zweifelhaft.

Zu den Gewinnern der Reformen zählt eine in der Ent­

stehung begriffene und zunehmend an Einfluß gewin­

nende Unternehmerschicht. Hier formieren sich neue 

lokale Eliten, die sich insbesondere aus erfolgreichen 

industriellen und agrarischen Unternehmern der letzten 

vierzehn Jahre rekrutieren. Oft handelt es sich um ehe­

malige Funktionäre (in diesem Zusammenhang sprechen 

manche von "Kaderkapitalismus"), in jedem Falle aber 

um Leute mit guten Verbindungen zu den lokalen Be­

hörden.23

Politischer Einfluß ergibt sich heute nicht mehr aus­

schließlich aus der Mitgliedschaft in Parteigremien oder 

aus ideologisch begründeten Vorrechten, sondern zu­

nehmend aus der ökonomischen Potenz. Die Einfluß­

nahme lokaler, partikularer und oft clansbezogener In­

teressen ist über persönliche Beziehungen und Korrup­

tion fest etabliert. Als Folge der Differenzierung des Ei­

gentumssystems ist besonders in ländlichen Gebieten ein 

"Dualismus von ökonomischer und politischer Macht" 

entstanden, der allerdings beachtliche regionale Unter­

schiede aufweist.24 Macht läßt sich nicht mehr ohne wei­

teres in Parteikomitees und Verwaltungen lokalisieren.

Die entfesselte individuelle ökonomische Inititative hat 

die Einkommen in den Städten der prosperierenden Ost­

küste rasch wachsen lassen und dort ein starkes Interes­

se an der Fortführung der Wirtschaftsreformen begrün­

det. Von Shanghais ungefähr 13 Mio. Einwohnern sind 

inzwischen zwei Mio. zu Aktienbesitzern geworden. Sol­

che Chancen auf private Teilhabe am wirtschaftlichen 

Umbau sind einer der wichtigsten Gründe, warum eine 

Drosselung dieses Programms in den politischen Zentren 

des Landes nur bei einer Minderheit der Bevölkerung 

Unterstützung finden würde.

Langfristig könnte eine chinesische, städtische Mittel­

schicht mit eigenen wirtschaftlichen Interessen und For­

derungen an das politische System entstehen. Eine solche 

Entwicklung war auf Taiwan die entscheidende Voraus­

setzung für die schrittweise Demokratisierung des politi­

schen Systems.25 Die zur Zeit schon beachtliche soziale 

Differenzierung und Pluralisierung der chinesischen 

Gesellschaft wird wahrscheinlich die treibende Kraft 

hinter Chinas ökonomischer und politischer Entwicklung 

in den kommenden Jahrzehnten sein.

Der gesellschaftliche Umbruch vollzieht sich so schnell, 

daß die Warnungen vor einer umfassenden Destabilisie­

rung des gesamten politischen Systems keine hohlen 

Phrasen sind. Neben den zu befürchtenden Unruhen von 

Bauern und von Arbeitern staatlicher Betriebe ist vor 

allem das dramatische Anwachsen der Binnenmigration 

in China (zwischen 70 und 100 Mio. Chinesen sollen zur 

Zeit auf der Wanderschaft sein) ein beunruhigendes 

Phänomen. Nachdem das "System der künstlichen Im­

mobilität"26 mit seiner eisernen Wohnsitzkontrolle gelok- 
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kert worden ist, wirken als Push-Faktor der Arbeitskräf­

teüberschuß auf dem Land und als Pu/Z-Faktor die Ein­

kommenschancen in den prosperierenden Küstenregio­

nen.

Die gewaltigen Bewegungen und Veränderungen in der 

chinesischen Gesellschaft kann die Partei mit ihren ge­

schwächten Kontrollstrukturen nur noch unzureichend 

steuern. Welche Folgen haben diese Phänomene für die 

chinesische Politik? Werden die beharrenden Kräfte in 

der Beijinger Zentrale das Machtmonopol der Kommu­

nistischen Partei weiterhin behaupten können oder ist die 

Erosion der Parteiherrschaft durch die Verselbständi­

gung der Wirtschaft, die Korruption und Illoyalität an der 

Parteibasis, den Regionalismus und den sozialen Wandel 

schon so weit fortgeschritten, daß ihr keine große Zu­

kunft mehr zugesprochen werden kann?

IV Szenarien für die zukünftige Entwicklung

Im folgenden werden einige vieldiskutierte Szenarien für 

die zukünftige Entwicklung der chinesischen Gesell­

schaft, Politik und Außenbeziehungen vorgestellt, die 

eine Antwort auf diese Fragen geben könnten. Szenarien 

dienen dazu, die Bandbreite alternativer Entwicklungs­

möglichkeiten aufzuzeigen, indem gegenwärtig angelegte 

Trends in die Zukunft hinein fortgeschrieben werden. Sie 

sind als heuristische Werkzeuge, nicht als Prognosen zu 

verstehen. Erst in einem zusätzlichen Schritt kann eine 

Einschätzung der Szenarien nach ihrer Plausibilität erfol­

gen.

Unter China-Beobachtern werden mindestens drei in 

ihren Grundannahmen sehr unterschiedliche Szenarien 

für die politische Entwicklung nach dem Abtreten der 

Revolutionsveteranen diskutiert.

Szenario 1: Autoritärer Kapitalismus und schrittweiser

Wandel zur Demokratie

Ein optimistisches Szenario, das von der Aufrechterhal­

tung der politischen Einheit unter einer zentralen Füh­

rung und von einer schrittweisen Modernisierung von 

Wirtschaft und Politik ausgeht, lehnt sich stark an den 

Werdegang Taiwans und anderer ostasiatischer Wirt­

schaftswunderländer an.

Nach diesem Szenario drängt eine Koalition von Techno­

kraten in Partei- und Militärführung die orthodoxen Wi­

dersacher noch in diesem Jahrzehnt aus der Führungs­

spitze hinaus. Die somit konsolidierte Führung wird nicht 

mehr von der Unterstützung durch einzelne mächtige 

Führungsfiguren, sondern von dem gemeinsamen Mo­

dernisierungsziel getragen und setzt die Politik der 

marktwirtschaftlichen Reformen und der Weltmarktöff­

nung fort. Es gelingt ihr in Kooperation mit regionalen 

Führungen, die drängenden Probleme von Inflation, In­

frastruktur, Arbeitslosigkeit und regionaler Auseinander­

entwicklung im Zaum zu halten.

Dem Modernisierungsinteresse der Armee wird durch 

großzügige Vergabe von Haushaltsmitteln entsprochen; 

dafür hält sich die militärische Führung aus der Politik 

heraus und konzentriert sich auf ihre Aufgaben im Be­

reich der nationalen - und im Ernstfall auch: inneren - 

Sicherheit.

Allmählich bringen die sozialen Veränderungen jedoch 

einen schrittweisen, politischen Wandel in Gang. Der 

Druck hin auf politische Liberalisierung und demokrati­

sche Partizipation steigt, auch wenn die politische Oppo­

sition angesichts des wirtschaftlichen Erfolgs und einer 

starken Geheimpolizei nur eine marginale Rolle spielen 

kann. Die politische Führung setzt die Repressionsorga­

ne weiterhin rigoros ein und duldet zunächst nur einige 

autonome gesellschaftliche Organisationen. Erst nach 

jahrelangem zähen Ringen werden Wahlen auf lokaler 

Ebene zugelassen, in denen verschiedene Kandidaten 

miteinander konkurrieren können. Diese Wahlen werden 

nach langwierigen Auseinandersetzungen schließlich 

über die Provinzparlamente bis hinauf zur Beijinger Zen­

trale ausgedehnt. Am Schluß steht die Errichtung eines 

Mehrparteiensystems und der allmähliche Aufbau der 

Institutionen eines Verfassungsstaates.

Die westlichen und ostasiatischen Staaten werden trotz 

kaum verminderter Menschenrechtsverletzungen mit der 

am ökonomischen Erfolg orientierten, rational agieren­

den chinesischen Führung kooperieren. Nach ein bis zwei 

Jahrzehnten, wenn das globale wirtschaftliche, militäri­

sche und politische Gewicht Chinas beträchtlich gewach­

sen ist, wird das Land einen Supermacht-Status bean­

spruchen. Falls China bis dahin in ein Netz weltweiter 

multilateraler Abkommen eingebunden ist, wird es sich 

um eine Status-quo-Mackt handeln. Andernfalls wird der 

chinesische Koloß seine Macht gelegentlich dazu benut­

zen, chinesische Interessen auch gegen den Willen an­

derer Staaten - notfalls militärisch - durchzusetzen.

Szenario 2: Schleichende Föderalisierung und vertikale

Gewaltenteilung

Ein zweites Szenario verwirft die Vorstellung einer poli­

tisch kontrollierten Modernisierung und weist darauf hin, 

daß China schon heute ein Mosaik aus äußerst unter­

schiedlichen ökonomischen und sozialen Elementen dar­

stellt. Dieser Trend zur regionalen Auseinanderentwick­

lung und Verselbständigung werde sich in den nächsten 

Jahren noch verstärken. Im einzelnen liegen diesem 

Szenario folgende Annahmen zugrunde:

Das zur Zeit praktizierte System ständiger Verhandlun­

gen zwischen der Zentrale und den Regionen wird die 

formal bestehende unitarische Regierungsordnung wei­

ter unterhöhlen. Beijing gibt nur noch vor zu regieren, 

und die Regionen tun so, als ob sie regiert würden. Diese 

stillschweigende Übereinkunft dient der Verschleierung 

der wahren Machtverhältnisse vor allem im Süden und 

Osten des Landes. Dort erlangen die Regionen trotz aller 

Versuche, das Finanz- und Steuersystem zu ^zentralisie­

ren, im wirtschaftspolitischen Bereich eine noch weiter­

gehende Eigenständigkeit. Zwischen den einzelnen Re­

gionen und zwischen der Zentrale und den Regionen hal­

ten die gespannten Beziehungen an; die Regionen versu­

chen in einer Art Dauerclinch mit der Zentrale, ihre Ge­

staltungsspielräume, Besitzstände und gewachsenen In­

teressen zu wahren und auszubauen.
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Dieses konfliktreiche Wechselspiel führt zu einem ganz 

neuen Modus der Beziehungen zwischen Zentrale und 

Regionen. Die hierarchischen Verhältnisse funktionieren 

nicht mehr, die Entscheidungsfindung verläuft nach ei­

nem Muster, das westlichen föderalen Systemen bzw. 

Staatenbund-Systemen gar nicht mehr unähnlich ist. Es 

etabliert sich ein Verhandlungssystem, das Ähnlichkeiten 

zur "Federal-Provincial Diplomacy" in Kanada aufweist 

(Kanada mit seinen zentrifugalen Kräften und heteroge­

nen Provinzen ist die naheliegende Analogie, nicht die 

USA, die von Exiloppositionellen wie Yan Jiaqi als Ver­

gleichsobjekt und Vorbild bevorzugt werden). Zentrale 

und Regionen begegnen sich als weitgehend unabhängige 

politische Einheiten mit diplomatischer Vorsicht und Zä­

higkeit.

Das bestehende Regierungssystem, das keine vertikale 

Gewaltenteilung, wie sie in den letzten Jahren im Entste­

hen ist, vorsieht, wird die Gegensätze nicht auffangen 

können. Der Gewinn von Gestaltungsspielräumen auf 

den unteren Ebenen des politischen Systems wird den 

Verfall der Legitimität und des organisatorischen Zu­

sammenhalts der Kommunistischen Partei beschleunigen. 

Lokale Führer werden ihre Berechtigung, verbindliche 

politische Entscheidungen zu fällen, nur noch dadurch 

begründen können, daß sie wirtschaftliches Wachstum 

und breite Einkommenszuwächse fördern. Wenn sie die 

Macht behalten wollen, werden sie das nicht mehr mit 

Hilfe des Marxismus-Leninismus rechtfertigen können. 

Einige lokale Partei- und Verwaltungschefs geben das 

bereits heute unumwunden zu.27

Vor diesem Hintergrund ist es nicht ausgeschlossen, daß 

die Kommunistische Partei im Falle einer Destabilisie­

rung der zentralen Führung (beispielsweise im Zusam­

menhang mit einer Nachfolgekrise nach Dengs Tod) in 

viele regionale Ableger zersplittert. Es würden dann 

wahrscheinlich regionale Einpartei- oder Hegemonial­

parteisysteme unideologischen Charakters entstehen, 

deren wichtigster Zweck es wäre, ähnlich wie in Singapur 

die wirtschaftliche Modernisierung zu fördern und die 

Erhaltung der exklusiv geteilten Macht zu garantieren: 

Regionale Machtkartelle von Interessengruppen aus Poli­

tik, Verwaltung, Militär und Unternehmen nähmen die 

Geschicke der ihnen unterstehenden Gebiete in die 

Hand. China würde zu einem Staatenbund mit einer 

weitgehend symbolischen Zentrale werden. Das globale 

Gewicht und die politisch-militärischen Handlungsmög­

lichkeiten Chinas blieben aufgrund des Vorrangs regio­

naler Sonderinteressen beschränkt.

Szenario 3: Desintegration

Ein drittes Szenario weist darauf hin, daß das wachsende 

regionale und soziale Gefälle innerhalb des Landes er­

hebliche politische Risiken für China und für seine 

Nachbarn in sich birgt.

Chinesische und ausländische Stimmen warnen, daß die 

Alternative zur kommunistischen Herrschaft in China ein 

politisches und gesellschaftliches "Chaos" sei. Worst-case- 

Szenarien, wie sie kürzlich in zwei unabhängigen Studien 

der Beijinger Akademie der Gesellschaftswissenschaften 

und des Londoner International Institute of Strategie 

Studies (IISS) entwickelt wurden,28 gehen davon aus, daß 

die ökonomischen und sozialen Gegensätze das Land 

spalten könnten. Die Provinz Guangdong - mit einem 

Wachstum von über 20% im Jahr eine der dynamischsten 

Ökonomien der Welt mit engen Verbindungen nach 

Hongkong, Taiwan und Südostasien - habe mit den von 

ausländischen Investitionen weitgehend abgeschnittenen, 

trostlosen Inlandsregionen praktisch nichts mehr gemein 

außer der Sprache und der Vergangenheit.

Die regionalen und sozialen Gegensätze könnten zu 

Massenwanderungen, Bauernaufständen, ethnischen 

Konflikten und zur Verselbständigung regionaler politi­

scher und militärischer Cliquen führen. Der Bericht für 

die Beijinger Akademie warnt davor, daß China nach 

dem Tod Deng Xiaopings zersplittern werde, wenn die 

Zentralregierung nicht die übergeordneten Interessen 

des Landes gegenüber dem Eigennutz regionalistischer 

Kräfte durchsetze. Andernfalls seien auch gewaltsame 

Auseinandersetzungen zwischen Zentralregierung und 

Provinzen sowie unter den Provinzen kaum vermeidbar. 

"In einigen Jahren ... wird das Land erst wirtschaftlich, 

dann politisch kollabieren und schließlich auseinander­

brechen."

Im Falle eines Systemzusammenbruchs und anschließen­

der Bürgerkriegsauseinandersetzungen müßten Chinas 

Nachbarländer (vor allem die Staaten Südostasiens sowie 

Taiwan, Korea und Japan) mit einer chinesischen Völ­

kerwanderung rechnen. Der Flüchtlingsstrom werde 

nicht mehr kontrollierbar sein. Nach Schätzungen könn­

ten sich bis zu zweihundert Millionen Chinesen auf die 

Wanderschaft begeben, Taiwan habe mit mehreren Mil­

lionen boatpeople zu rechnen.

V Der chinesische Flickenteppich - Einschätzung der

Szenarien

JTorst-Cfl^e-Szenarien dienen dazu, auf alle Eventualitä­

ten vorbereitet zu sein, pflegen jedoch glücklicherweise 

nur selten einzutreffen. Welche Entwicklung unter den 

eben vorgestellten kann die größte Wahrscheinlichkeit 

für sich beanspruchen?

Das Szenario der schrittweisen ökonomischen und politi­

schen Modernisierung, wie sie in einigen Staaten Ost- 

asiens bereits vollzogen wurde, findet auf dem Kontinent 

viele Anhänger (etwa Lee Kuan Yew in Singapur, Maha- 

thir in Malaysia oder auch Kuomintang-Spitzenpolitikter 

auf Taiwan). Eine Grundannahme des Szenarios er­

scheint jedoch als wenig glaubwürdig: Es ist aufgrund der 

aktuellen Gewichtsverschiebungen im politischen System 

nur schwer vorstellbar, daß die Zentralregierung mittel­

fristig noch in der Lage sein wird, wirtschaftliche und 

politische Prozesse in einer Weise zu steuern, wie es für 

eine so kontrollierte, allmähliche Entwicklung notwendig 

wäre.

Die Beijinger Führung war bisher nicht zu einem steti­

gen, in sich konsistenten Modernisierungskurs fähig und 

wird es auch in Zukunft kaum sein. Hierin besteht eine 

gravierende Abweichung vom ostasiatischen Moderni­

sierungsmodell, das von einer zentralisierten Steuerung 

ausging.
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Man kann diese Steuerungsschwäche im Falle Chinas 

auch als glückliche Fügung interpretieren. Denn erst sie 

ermöglicht in einem leninistisch organisierten, korrupten 

Regierungssystem einen naturwüchsigen wirtschaftlichen 

und sozialen Wandel "von unten": Die Kräfte des Wan­

dels können sich dank der Schwäche der Zentralgewalt 

"an der Politik vorbei" oder sogar gegen den Gestaltungs­

anspruch der politischen Führungen durchsetzen.29 Ein 

solcher Prozeß bringt jedoch viele unvorhersehbare Risi­

ken mit sich und ist in keinem Fall mit dem Szenario ei­

nes sich kontrolliert auflösenden Autoritarismus verein­

bar.

Ein gewisses Maß an Unübersichtlichkeit, Instabilität 

und "Chaos" ist wohl der unvermeidliche Preis der Mo­

derne. Einige chinesische Führungsmitglieder haben dies 

auch erkannt und sind von der Zielvorstellung einer total 

kontrollierbaren Transformation abgerückt. Sie haben 

jedoch keine Vorschläge unterbreitet, wie die politischen 

Risiken des Modernisierungsprozesses eingedämmt wer­

den könnten.

Die starken zentrifugalen Kräfte in den chinesischen 

Provinzen können nur dann konstruktive Energien ent­

falten, wenn die Regionen in die Entscheidungsfindung 

und Verantwortung der Zentrale fest eingebunden wer­

den, etwa durch Einführung föderaler Elemente in das 

politische System. Beijing versteht sich jedoch traditionell 

als einzige "Zentrale" (zhongyang), die national verbind­

liche Entscheidungen treffen kann. Die Festschreibung 

dezentraler Strukturen und regionaler Kompetenzen 

etwa durch eine neue Verfassungsordnung, mit der die 

schon entstandenen Formen einer vertikalen Gewalten­

teilung bestätigt und die Einheit des heterogenen Landes 

gesichert würden, ist außerordentlich unwahrscheinlich. 

Die Beijinger Führung hält unverändert an der Fiktion 

fest, daß ihre Macht und Souveränität unteilbar sei. Un­

ter diesen Bedingungen werden sich die Interessenge­

gensätze auf Dauer nur schwer regeln lassen; Sezessions­

bestrebungen an der westlichen Peripherie des Landes 

werden dadurch gefördert.

China, das Land, das man sich in Europa lange Zeit als 

nach einem übersichtlichen Schachbrettmuster organi­

siert vorstellte, ist zu einem bunten Flickenteppich ge­

worden, dessen Farben und Muster keineswegs mitein­

ander harmonieren, der beträchtliche Unebenheiten 

aufweist und dessen verbindende Nähte sich zusehends 

zu lockern scheinen.

Diese Heterogenität erschwert den Ausblick auf die zu­

künftige Entwicklung. Sie wird in keinem Fall einheitlich 

und ausgeglichen verlaufen. Während sich an den östli­

chen Küstenregionen Vorgänge abzeichnen, die Analo­

gien zu früheren Stadien der Entwicklung etwa in Taiwan 

nahelegen, verharren die armen Regionen im Inland und 

an der Peripherie mehr oder weniger im System der Ver­

gangenheit. Die Entwicklungsunterschiede könnten sich 

über einen langen Zeitraum hinweg ausgleichen, jedoch 

werden nur wenige Menschen im Inland bereit sein, auf 

diesen trickle-down-'Effekt zu warten. Das Ansteigen ge­

sellschaftlicher Erwartungen und Spannungen könnte 

ohne weiteres das Wirtschaftswachstum an Geschwindig­

keit übertreffen. Vor diesem Hintergrund ist es unwahr­

scheinlich, daß die umfassende Transformation zur 

Marktwirtschaft und zu einer dezentralisierten Regie­

rungsordnung ohne größere politische Strukturbrüche 

und Konvulsionen vonstatten gehen wird.
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